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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dkfm. Ilona Graenitz und Ge­

nossen haben am 18. Dezember 1990 unter der Nr. 187/J an mich 
eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Umwelt­

gütesiegel gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

111. Halten Sie es nicht für notwendig, daß österreich die von 
EG vorgesehene Produktkennzeichnung mit einem "Grünen Gän­
seblümchen" übernimmt? Welche Maßnahmen werden Sie ergrei­
fen, um eine Beteiligung österreichs an der Gütesiegel-Ver­
gabe vielleicht noch vor einem EG-Beitritt österreichs mög­
lich zu machen? 

2. Sollte auch nicht ohne einen EG-Beitritt österreichs eine 
aus Vertretern der Sozialpartner und von Konsumenten- und 
Umweltschutzverbänden bestehendes Gremium das "Grüne Gänse­
blümchen lV entsprechend den Richtlinien der EG vergeben? 
Wäre nicht in diesem Zusammenhang die Verwendung des 
"Blauen Engels" in österreich neu zu überdenken?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 
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Zu Frage 1: 

Ich habe in der Regierungserklärung am 18. Dezember 1990 zum 

Ausdruck gebracht, daß die Bundesregierung zu einer neuen öko­
logischen Wertung gelangen will. Schon bisher wurden Maßnahmen 

zum Schutz der Umwelt gesetzt, die unser Land in Sachen Umwelt 

zu einem Vorbild in Europa und in der Welt gemacht haben. Die­

sen Status gilt es zu erhalten und österreich kann dabei bean­

spruchen, auch international Autorität in Fragen der Umwelt zu 

haben. 

Bei der Vergabe eines Umweltzeichens für Produkte, die die Um­

welt weniger belasten als andere, geht es um sehr vielfältige 

Aspekte, von der Produktion über den Gebrauch bis hin zur Ent­

sorgung. Die Erarbeitung von Grundlagen für die Vergabe eines 

Umweltzeichens hat daher auch einige Zeit erfordert. Ende vori­

gen Jahres konnte dann aber der Umweltzeichenbeirat die ersten 

beiden Richtlinien für bestimmte Produktgruppen beschließen. 

Anträge auf Vergabe des Umweltzeichens können bereits einge­

bracht werden. 

österreich ist damit auf diesem Gebiet der internationalen Ent­

wicklung voraus, denn in der EG sind erst jetzt die ersten Vor­

schläge für die Vergabe eines Umweltzeichens bekannt geworden. 

österreich hat die Entwicklung im EG-Bereich genau verfolgt und 

auch selbst wesentliche Beiträge in die internationalen Fach­

diSkussionen eingebracht. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie geht davon 

aus, daß unter Berücksichtigung der üblichen Vorlaufzeiten ein 

EG-Umweltzeichen kaum vor dem Jahr 1993 vergeben werden kann. 
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Die Einstellung des österreichischen, bereits funktionsfähigen 

Vergabemodells für ein Umweltzeichen zugunsten eines möglicher­

weise erst in Jahren entstehenden EG-Modells erscheint also 

wenig sinnvoll. Überdies ist damit zu rechnen, daß auch in der 

EG bereits existente Umweltzeichenvergabesysteme zunächst wei­

terbestehen werden und daß erst in einer späteren Phase zu prü­

fen sein wird, ob bzw. wann solche bestehenden nationalen 

Systeme durch ein EG-System ersetzt werden sollen. 

Davon unabhängig wird österreich selbstverständlich eine 

Beteiligung am EG-Programm zur Vergabe von Umweltzeichen 

anstreben. Das ist auch ein wichtiger Punkt der laufenden 

Verhandlungen zur Schaffung des EWR. 

Zu Frage 2: 

Ich verweise auf die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage 

Nr. 175/J durch die Frau Bundesministerin für Umwelt, Jugend 

und Familie. 
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